
27. August 2024

Wirtschaftsverbände kritisieren Höcke:
Populismus gefährdet Thüringen

Thüringer Wirtschaft kritisiert Björn Höckes Äußerungen in
Sömmerda. Warnung vor Populismus und deren Folgen für

die Wirtschaft.
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In den letzten Tagen haben die Äußerungen von Björn Höcke,
dem Landeschef der AfD, hohe Wellen in der Thüringer
Wirtschaft geschlagen. Höcke äußerte sich in der MDR-Sendung
„Fakt ist! – Wahlarena Thüringen“ abfällig zu einer von
deutschen Familienunternehmen initiierten Kampagne, die sich
für Vielfalt einsetzt. Seine Aussagen in Sömmerda, wo er unter
anderem die Kampagne „Made in Germany – Made by Vielfalt“
als Heuchelei bezeichnete, haben ein breites Echo ausgelöst.

Die Sendung, die am Montagabend ausgestrahlt wurde,
thematisierte das Wahlkampfengagement Höckes. Dabei ließ er
sich nicht nehmen, eine düstere Prognose für die beteiligten
Unternehmen zu formulieren: „Ich hoffe, dass diese
Unternehmen in schwere, schwere wirtschaftliche Turbulenzen
kommen.“ Journalistisch erfasste Kommentare über diesen
Auftritt zirkulieren bereits auf sozialen Plattformen, was die
Diskussion um die Positionen der AfD und deren wirtschaftliche
Auswirkungen weiter anheizt.

Kritik der Wirtschaft: Populismus als Risiko

Wirtschaftsvertreter haben sich in scharfer Form von Höckes
Aussagen distanziert. Colette Boos-John vom Verband der



Thüringer Familienunternehmen bekräftigte, dass die aktuellen
Äußerungen des AfD-Chefs nicht nur wirtschaftsfeindlich seien,
sondern auch den Mitarbeitern in den Unternehmen schaden
würden. Diese deutlichen Worte sind Teil einer umfassenderen
Warnung von Unternehmen selbst, die vor den gefährlichen
Auswirkungen von Fremdenfeindlichkeit und Populismus im
Kontext der bevorstehenden Landtagswahl in Thüringen und
Sachsen warnen.

Deshalb forderte Boos-John die Wähler auf, mit ihrem
Wahlverhalten Verantwortung zu übernehmen und an ihren
Arbeitsplätzen festzuhalten. Der Aufruf hat besondere Brisanz,
da er nicht nur die Wahrnehmung der AfD im Wirtschaftssektor
betrifft, sondern auch die allgemeine Einstellung der Wähler zu
Themen wie Vielfalt und Integration in der Branche reflektiert.

Ebenfalls kritisch äußerte sich Ute Zacharias vom Verband der
Wirtschaft. Sie stimmte den Ansichten von Boos-John zu und
betonte, dass die demografische Entwicklung das Handeln der
Unternehmen maßgeblich beeinflusse. Die (vermutete) fehlende
Verfügbarkeit von Arbeitskräften in der Zukunft sei ein
bedeutendes Problem, das umso mehr durch die Delierung um
ein Klima von Ausgrenzung verschärft werde.

Unpatriotische Äußerungen Höckes

Die Reaktion auf Höckes Bemerkungen zeigt einen klaren Trend
unter den Wirtschaftsverbänden, die ein starkes Interesse daran
haben, ein positives Image von Thüringen als
Wirtschaftsstandort zu fördern. Boos-John erklärte, dass die
Familienunternehmen stark in der Region verwurzelt seien, und
kritisierte Höckes Worte als unpatriotisch. Ihrer Meinung nach
wäre es für den wirtschaftlichen Fortschritt schädlich, wenn man
dem Rückgrat der Thüringer Wirtschaft – den
Familienunternehmen – wirtschaftlichen Niedergang wünscht.

Die betroffenen Unternehmen, die sich der Kampagne
angeschlossen haben, setzen auf Vielfalt, um ihre



Innovationskraft und Wettbewerbsfähigkeit zu steigern. Daher
sind die Angriffe von Höcke nicht einfach nur politische Sprüche;
sie haben auch reale wirtschaftliche Implikationen. Damit wird
das Argument der AfD, Vielfalt sei Heuchelei, direkt in Frage
gestellt.

Die Debatte ist also nicht nur ein lokales, sondern vielmehr ein
gesamtgesellschaftliches Thema, das tieferliegende Konflikte
und unterschiedliche Perspektiven über den Platz von Diversität
in der Wirtschaft und Gesellschaft aufzeigt.

Die kommenden Wahlen in Thüringen dürften daher nicht nur
über politische, sondern auch über wirtschaftliche Perspektiven
entscheiden und den Grundstein für künftige Entwicklungen in
der Region legen.

  Bei der Diskussion um die Äußerungen von Björn Höcke werden
nicht nur die wirtschaftlichen Aspekte betrachtet, sondern auch
die politischen Implikationen. Die AfD hat sich in den letzten
Jahren zunehmend als eine Partei positioniert, die populistische
und nationalistische Rhetorik verwendet. Diese Strategie zielt
häufig darauf ab, Wählerstimmen zu gewinnen, die sich von
etablierten Parteien abgewandt haben. 

  In Deutschland haben sich zahlreiche Wirtschaftsverbände
gegen die AfD und deren Politik ausgesprochen. Sie warnen vor
den potenziellen negativen Auswirkungen auf den Standort
Deutschland, insbesondere in Bezug auf Investitionen und
Innovationen. Politische Stabilität ist für Unternehmen von
entscheidender Bedeutung, und ein Anstieg des Populismus
könnte das Vertrauen in den Wirtschaftsstandort gefährden. 

Wirtschaftliche Auswirkungen des
Populismus

  Die Bedenken über die Wirtschaftsfeindlichkeit populistischer
Politiker basieren auf relevanten wirtschaftlichen Daten. Laut
einer Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft könnte eine



Zunahme populistischer Strömungen negative Auswirkungen auf
das Bruttoinlandsprodukt haben. Unternehmen scheuen sich
häufig, in politisch instabilen Umgebungen zu investieren, was
langfristig zu einem Rückgang der Beschäftigung führen
könnte. 

  Eine Umfrage der IHK (Industrie- und Handelskammer) ergab,
dass 72 % der Unternehmen besorgt über eine mögliche
Zunahme von Fremdenfeindlichkeit und Populismus sind und
dies als Risiko für ihr Geschäft ansehen. Diese Zahlen
verdeutlichen, dass eine breite Mehrheit der Wirtschaft sich
Sorgen über die Entwicklungen in der politischen Landschaft
macht und die Notwendigkeit sieht, sich klar gegen solche
Tendenzen auszusprechen. 

  Die Situation wird durch einen wachsenden
Arbeitskräftemangel verstärkt. Die demografischen
Herausforderungen in Deutschland, wie die alternde
Bevölkerung, führen dazu, dass viele Unternehmen in den
kommenden Jahren Schwierigkeiten haben werden, Fachkräfte
zu finden. Das könnte durch eine Atmosphäre der
Fremdenfeindlichkeit noch verschärft werden, da zahlreiche
Unternehmen auf internationale Fachkräfte angewiesen sind, um
ihre Wettbewerbsfähigkeit zu sichern. 

  Die Rufe nach mehr Vielfalt und Inklusion in Unternehmen
stehen somit nicht nur für soziale Gerechtigkeit, sondern auch
für wirtschaftliche Notwendigkeit. Die Kampagne „Made by
Vielfalt“ ist daher ein wichtiger Schritt, um ein positives Signal
für den Wirtschaftsstandort zu setzen und sich klar gegen
rechtspopulistische Rhetorik zu positionieren. 

  Die Schaffung eines offenen und integrativen Geschäftsklimas
ist entscheidend, um Talente anzuziehen und die
Innovationskraft von Unternehmen zu fördern. Verbände und
Unternehmen werden daher weiterhin gemeinsam an einem
Strang ziehen müssen, um Vielfalt als Stärke zu begreifen und
dem Populismus konsequent entgegenzutreten. 
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